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Der Preis der Einwanderung

Einwanderung ist ein totaler sozialer Tatbestand, 
kein Bereich kann sich ihrer Wirkungskraft entzie-
hen: Bildung, Arbeitsmarkt, Wirtschaft, Finanzen, 
Politik, Sicherheit, Wohnraum, Infrastruktur, Um-
welt usw. Einwanderung hat auch ihren Preis, wie 
neue Untersuchungen zeigen:
a) Im Januar 2024 schätzte der französische Rech-
nungshof, dass allein die Bekämpfung der illegalen 
Einwanderung dem französischen Staat jährlich 1,8 
Milliarden Euro kostet.
b) Im November 2023 erfuhr die deutsche Öffent-
lichkeit, dass laut dem Bundesfinanzministerium 
und einer Arbeitsgruppe der 16 Länderfinanzminis-
ter die erwarteten Ausgaben in Zusammenhang mit 
«Flucht und Migration» sich im Jahr 2023 auf 48,2 
Milliarden Euro addieren. Dies entspricht fast den 
Kosten für die Bundeswehr im selben Jahr.
c) In der Studie «Borderless Welfare State» schätz-
te ein von Mathematiker Jan H. van de Beek (Uni-
versität Amsterdam) geführtes Team im Frühling 
2023, dass der niederländische Staat von 1995 bis 
2019 im Zusammenhang mit Einwanderung jähr-
lich 17 Milliarden Euro ausgegeben hat, insgesamt 
also über 400 Milliarden Euro. Dieser Betrag ent-
spricht den gesamten Einnahmen mit Erdgas der 
Niederlande seit den 1960er Jahren. Die Forscher 
zeigten sich um die Zukunft des Wohlfahrtsstaats 
besorgt: Sollte die Einwanderung zahlen- und zu-
sammensetzungsmässig auf dem Niveau des Zeit-
raums 2015–2019 bleiben, werde die jährliche 

Haushaltsbelastung längerfristig auf rund 50 Milliar-
den Euro steigen – ein Anstieg, den der Wohlfahrts-
staat höchstwahrscheinlich nicht überleben würde.

Der Preis der Einwanderung ist aber nicht nur ein 
finanzieller. Einwanderung bedeutet auch Bevölke-
rungsaustausch. Man muss kein Mathematikgenie 
sein, um dies nachzuvollziehen: Hat ein Volk über 
längere Zeiträume zu wenig Nachwuchs und be-
treibt es gleichzeitig eine liberale Einwanderungspo-
litik, verschieben sich mit der Zeit zwangsläufig die 
ethnischen Verhältnisse. So kann ein Volk zur Min-
derheit im eigenen Land werden. In genau dieser 
Lage befindet sich das Schweizer Volk zunehmend. 
Mitte Januar titelte die SonntagsZeitung: «Über 50 
Prozent der Kinder haben Wurzeln im Ausland.» 
Der Bericht schildert: «Die Berechnung für die Jah-
re 2019 und 2021 zeigt: 58 Prozent der 0- bis 6-Jäh-
rigen und 56 Prozent der 7- bis 15-Jährigen leben 
in einem Haushalt mit mindestens einem Elternteil, 
der im Ausland geboren wurde oder eine ausländi-
sche Nationalität hat.» Im Klartext: Die Schweizer 
in den betroffenen Alterskohorten sind bereits in der 
Minderheit. Soziologe Ganga Jey Aratnam ergänzt: 
«Noch sind bei den Erwachsenen jene mit Migrati-
onshintergrund in der Minderheit. Aber nicht mehr 
lange.» Diese Entwicklung ist insbesondere in den 
Städten zu spüren: In Zürich haben bereits 70 Pro-
zent aller 15- bis 60-Jährigen Wurzeln im Ausland.

Wie kann es sein, dass die Mehrheit der Schweizer 
diese folgenschwere Entwicklung einfach hinnimmt? 
Einerseits kann dies auf die Vertuschungsversuche 
des linksliberalen Medien- und Politestablishments 
zurückzuführen sein. Ganga Jey Aratnam sagt hier-
zu: «Über dieses Zahlen wird wohl aus Angst vor 
Widerstand gerne geschwiegen.» Und umgekehrt 
wissen wir: Wer diese Entwicklung kritisiert, wird so-
fort als «Rechtsextremer», «Rassist» oder «Nazi» 
an den Pranger gestellt. Doch Vertuschung und Ein-
schüchterung genügen nicht, um die Gleichgültig-

keit zahlreicher Schweizer gegenüber ihrer zuneh-
menden Verdrängung zu erklären – wenn sie diese 
nicht sogar herbeisehnen. Vieles hängt mit dem 
Zeitgeist zusammen, den viele Menschen in diesem 
Land verinnerlicht haben. Der schwedische Autor 
Marcus Follin erklärt in seinem neusten Buch «De-
migod Mentality», wie entscheidend die Geschich-
ten, an die Völker glauben, für ihr Schicksal seien. 
Nimmt sich ein Volk nicht mehr als schützenswer-
te biokulturelle Gemeinschaft, sondern nur noch 
als Haufen von Individuen wahr, ist es nicht in der 
Lage, seine langfristigen Interessen zu verteidigen. 
Glaubt ein Volk, es sei moralisch falsch, nach eth-
nischer Homogenität zu streben, kann es nicht an-
ders als eine Willkommenskultur à la Merkel zu be-
treiben. Hat ein Volk keinen gesunden Bezug mehr 
zur eigenen Vergangenheit und Identität, wird es 
sich verachten. Glaubt ein Volk, es sei verwerflich, 
Kinder haben zu wollen, reisst die Kette der Gene-
rationen. Der französische Autor Guillaume Faye 
spricht in diesem Zusammenhang von Ethnoma-
sochismus. Die Schweizer brauchen daher neue, 
positive Geschichten, die ihr Fortbestehen als Volk 
nicht bedrohen, sondern sichern. Deshalb ist Me-
tapolitik wichtiger denn je.

Von Jan Mahnert,  
freier Journalist,
Bern
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Legalistischer Islamismus
In den vergangenen Jahrzehnten standen ver-
schiedene Begriffe in Bezug auf den radikalen Is-
lam bei öffentlichen Diskussionen im Fokus, vor al-
lem «Dschihadismus», «Salafismus», «islamischer
Fundamentalismus», «Islamismus» und «politi-
scher Islam». Die Gefahr, dass viele Anhänger die-
ser Strömungen auch im Westen leben und syste-
matisch ihre Wertevorstellungen verbreiten, wurde 
vielerorts bewusst. Nun erfährt eine neue Bewe-
gung, der «legalistische Islam», immer mehr Zu-
lauf. Sicherheitsbehörden warnen, dass diese zwar 
gewaltfrei sei, aber versuche, seine antidemokrati-
schen Wertvorstellungen politisch durchzusetzen.

Was ist legalistischer Islamismus (nicht)?
Islamische Gruppierungen, die ihre Ziele ohne den 
Einsatz von Gewalt, sondern mit langfristigen und 
legalen Mitteln erreichen wollen, werden «legalis-
tisch» genannt. Sie nutzen die legalen Möglichkei-
ten einer liberalen Demokratie, um diese langfristig 
abzuschaffen. Ihre Strategie basiert auf der Grün-
dung von Vereinen, Bildungseinrichtungen und Ver-
bänden. Zudem betreiben sie eine moderne und 
professionelle Medienarbeit. Ihre Profile in den so-
zialen Medien haben oft eine grosse Reichweite und 
sind sogar erfolgreicher als die Kanäle der Salafis-
ten. Ziel ist es, islamische Werte politisch durch-
zusetzen. Dabei versuchen sie, heikle und sen-
sible gesellschaftliche Themen, wie die staatliche 
Imam-Ausbildung oder den islamischen Religions-
unterricht, zu beeinflussen und sich dem Staat als 
Ansprechpartner für die Belange von Muslimen an-
zubieten.

Entsprechend nehmen in den Schulen Diskussio-
nen darüber, dass der Schwimm- und Sportunter-
richt geschlechtergetrennt durchgeführt werden soll, 
zu. Auch das Essen soll nur noch «halal» («rein») 
ausgerichtet sein, wodurch Schweinefleisch peu 
à peu von den Speiseplänen vieler Schulen, Kin-
dergärten und Kitas verschwindet. Dabei wird oft 
für eine Achtung der «religiösen Besonderheiten» 
geworben. «Einige Kinder dürfen kein Schweine-
fleisch essen. Damit diese Kinder sich am Mittags-
tisch nicht ausgeschlossen fühlen müssen, verzich-
ten wir beim Kochen auf Schweinefleisch,» steht 
z.B. auf der Internetseite der Kinderkrippen Bam-
bi in Zürich. Auch die Kita Kiids aus Reichenburg 
schreibt: «Bei den Menüs wird auf Kinderfreundlich-
keit, Saisonalität und Vielfältigkeit geachtet. Wir ko-
chen in der Kita Kiids ohne Schweinefleisch.» Damit 
wird die gesamte Gesellschaft Schritt für Schritt mit 
islamischen Normen durchdrungen.

Welche Gruppierungen zählen zum  
legalistischen Islamismus?
Im deutschen Verfassungsschutzbericht des Jahres 
2020 heisst es zu den Organisationen des legalis-
tischen Islamismus: «Sie verfolgen ihre jeweiligen 
Ziele – in der Regel eine langfristige Veränderung 
(…) Zu ihnen zählen beispielsweise die der “Mus-
limbruderschaft” (MB) nahestehenden Organisa-
tionen, schiitische Vereine wie das “Islamische 

Zentrum Hamburg e.V.” (IZH), unterschiedliche 
Gruppierungen der “Millî Görüş”-Bewegung sowie 
die “Furkan Gemeinschaft”».
Zudem kann «Realität Islam» zu ihnen gezählt wer-
den, eine Initiative (gegr. 2015), die ihren Sitz in 
Hessen hat. Ebenso «Generation Islam» (gegr. 
2014) und «Muslim Interaktiv» (gegr. 2020).
«Generation Islam» initiierte zusammen mit «Re-
alität Islam» 2018 die bekannte Onlinekampagne 
#NichtohnemeinKopftuch, die 170’000 Unterschrif-
ten erwirken konnte. Über solche Aktionen werden 
zahlreiche Anhänger mobilisiert. So spielt der On-
linebereich auf YouTube, Facebook, Twitter und Ins-
tagram eine zentrale Rolle für die Rekrutierung von 
Anhängern für die beworbenen Aktivitäten. An der 
Spitze steht hier mit Abstand «Realität Islam», die 
auf YouTube ca. 18’500 Abonnenten hat und über 
1,4 Millionen Aufrufe ihrer Videos. Mehr als 38’559 
der Nutzer haben die Facebook-Seite der Organi-
sation geliked. Sie ist aus Sicht der Verfassungs-
schützer demokratiefeindlich.

Die Muslimbruderschaft in Europa
Die Muslimbruderschaft bleibt eine der gefährlichs-
ten islamischen Organisationen des legalistischen 
Islamismus. Ihr Ziel ist die Errichtung eines politi-
schen und gesellschaftlichen Systems auf Grund-
lage der Scharia. Ein säkularer Staat wird laut dem 
Leitspruch «Allah ist unser Ziel. Der Prophet ist un-
ser Führer. Der Koran ist unsere Verfassung. Der 
Jihad ist unser Weg. Der Tod für Gott ist unser 
Wunsch» ausdrücklich abgelehnt. Auch in Europa 
ist die Muslimbruderschaft mit einer Vielzahl von 
Organisationen vertreten, wie z.B. der «Föderation 
der Islamischen Organisationen in Europa» (FIOE) 
mit Sitz in Brüssel und dem «Europäischen Fatwa 
Rat» (ECFR) mit Sitz in Dublin.
Aktuell zeigt sich an einem Beispiel aus der 
Schweiz, wie die Muslimbruderschaft toleriert wird. 
Das islamische Zentrum von Genf (CIG) unter der 
Leitung des umstrittenen Hani Ramadan wird mit 
dem Segen des Kantons Genf vergrössert. Die 300 
m2 grossen Räumlichkeiten der Moschee werden 
zugunsten eines 900 m2 grossen Gebäudes ersetzt. 
Hani Ramadan ist der Enkel von Hassan al-Ban-
na, dem Gründer der ägyptischen Muslimbruder-
schaft. Ramadans Äusserungen über die Scharia 
sorgten mehrmals in der Schweiz und Frankreich für 
Schlagzeilen. Ein kurzer Blick auf seine Facebook-
Seite reicht, um seine Nähe zur Muslimbruderschaft 
festzustellen. Sein Profilfoto ist das «R4bia» Emb-
lem – eine schwarze Hand mit vier ausgestreckten 
Fingern. Seit der Staatskrise in Ägypten 2013 ist sie 
ein Symbol für die Demonstrationen auf dem Rabaa 
al-Adawiya Platz in Kairo. Nach der Übernahme der 
Staatsgewalt durch das Militär unter Präsident Ab-
del Fattah al-Sisi im Juli 2013 wurde die Muslimbru-
derschaft in Ägypten verboten und als Terrororga-
nisation eingestuft.

Demokratie beschädigen
Legalistische Islamisten verfolgen eine Doppelstra-
tegie. Repräsentanten dieser Organisationen zei-

gen sich in der Öffentlichkeit tolerant, offen und dia-
logbereit, um mittels Lobbyarbeit Einfluss auf Politik 
und Gesellschaft zu schaffen. «Wir gehen davon 
aus, dass dieser legalistische Islamismus gefährli-
cher als Salafismus oder gewaltbereiter Extremis-
mus ist», erklärte Burkhard Freier, damaliger Leiter 
des Verfassungsschutzes Nordrhein-Westfalen, ge-
genüber dem SWR im August 2021. Legalistische 
Islamisten versuchen Freier zufolge, in die Gesell-
schaft einzusickern und Politik und Gesellschaft für 
sich zu vereinnahmen und zu beeinflussen: «Und 
dadurch können sie langfristig unsere Demokra-
tie nicht nur tangieren, sondern auch schwer be-
schädigen.»

In diesem Zusammenhang betonte der italienische 
Islamismusforscher Lorenzo Vidino gegenüber der 
Frankfurter Allgemeine Zeitung im Februar 2021, 
dass er den «legalistischen Islamismus» sogar für 
gefährlicher als den Dschihadismus oder Salafis-
mus hält, «weil er ein Projekt der langfristigen ge-
sellschaftlichen Umgestaltung verfolgt». Dabei wür-
den dessen Vertreter immer wieder vermitteln:
«Wir sind anders, wir gehören nicht wirklich in die-
se Gesellschaft, wir haben andere Werte.» Die-
se Botschaft sei hochgradig spaltend, so Vidino. 
Hinzu komme ein Opfernarrativ, das einen frucht-
baren Boden für die Rekrutierung durch radikale, 
militante Gruppen schaffe. Zudem agieren linksli-
berale Kreise kontraproduktiv, indem sie Muslime 
für eine unterdrückte Minderheit halten, die man 
in Schutz nehmen solle. So versuchen sie mit Be-
griffen wie «Islamophobie» und «antimuslimischer 
Rassismus» eine offene gesellschaftliche Diskussi-
on über den legalistischen Islamismus zu vermei-
den. Will man die von Vidino analysierte Umgestal-
tung der Gesellschaft aufhalten, ist es also dringend 
nötig, dass diese öffentliche Debatte über den lega-
listischen Islam endlich geführt wird.

Zukunft CH, 8406 Winterthur, www.zukunft-ch.ch
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Von 
Thomas Matter, 
Nationalrat, 
Meilen

Die wahren Gründe des 
Fachkräftemangels

Von den Politikern und den Wirtschaftsverbänden 
hören Sie seit Jahren das gleiche Lied: «Wir brau-
chen die Personenfreizügigkeit und die Zuwande-
rung wegen dem Fachkräftemangel.» Doch wenn 
wir die Zahlen und die Profiteure unserer Zuwan-
derungspolitik anschauen, zeigt sich ein erstaun-
liches Bild. Lesen Sie hierzu meinen Kommentar.
 
Brauchen wir die Massenzuwanderung aus wirt-
schaftlichen Gründen? Schauen wir uns die Zah-
len des Jahres 2022 einmal genauer an: Als Fa-
miliennachzug kamen ca. 43’000 Personen in die 

Schweiz. Zur Aus- und Weiterbildung 17’000 Perso-
nen. Aus dem Asylwesen wurden über 8’000 Perso-
nen aus diesem Bereich herausgenommen und in 
den ordentlichen Aufenthaltsstatus befördert. Dazu 
kommen 5’000 übrige Zugänge ohne Angaben und 
weitere 5’000 ohne Erwerbstätigkeit. Damit wären 
wir bei 78’000 Personen, die gekommen sind, ohne 
erwerbstätig zu sein.
  
Wenn die Statistiker vom Bund die erwerbstätigen 
Zuwanderer mit 85’000 Personen angeben, fehlen 
zur Gesamt-Netto-Zuwanderung von 2022 noch im-
mer 17’000 Personen. Das sind neue Asylsuchen-
de, die sicher auch nicht erwerbstätig sind. Kurz: Es 
sind letztes Jahr 95’000 Menschen in die Schweiz 
gekommen, die nicht arbeiten. Da ist es ja logisch, 
dass auch die fast 100’000 neuen, nicht erwerbs-
tätigen Zuwanderer Fachkräfte brauchen, nämlich 
in der Bildung, bei der medizinischen Betreuung, im 
öffentlichen und privaten Verkehr, beim Wohnungs-
bau, in der Verwaltung, im Restaurant usw.
Zu den erwerbstätigen Zuwanderern von 2022, die 
uns die Bundes-Statistiker vorrechnen, gehören na-

türlich auch die, die mittlerweile arbeitslos sind. Vor 
kurzem ist übrigens etwas passiert, das es in der 
Schweizer Geschichte noch nie gegeben hat: Das 
erste Mal haben nämlich die Ausländer die Schwei-
zer als Bezieher von Arbeitslosen-Geldern über-
holt. Obwohl wir «nur» 26 Prozent Ausländer in der 
Schweiz haben, sind mittlerweile über 50 Prozent 
der Arbeitslosengeld-Bezieher Ausländer. Und trotz-
dem reden wir ständig von Fachkräftemangel.
 
Ich rufe die Wirtschaftsverbände und die Politiker 
auf, nicht mehr ständig von Fachkräftemangel zu 
reden. Oder doch wenigstens zuzugeben, dass die 
Personenfreizügigkeit mit der EU das Fachkräfte-
Problem nicht löst, sondern ständig noch weiter ver-
schärft. Wenn die Personenfreizügigkeit das Fach-
kräfte-Problem lösen würde, hätten wir es ja nach 
über zwanzig Jahren Personenfreizügigkeit längst 
gelöst!

Frankreich: Weisse abstechen

Leider ist Frankreich dem ethnischen Bürger-
krieg wieder ein gutes Stück nähergekommen. 
In Crépol, einem kleinen Dorf bei Lyon, kam es 
am 18.11.2023 zu einem Überfall auf ein Dorf-
fest, bei dem es den Angreifern mit Migrations-
hintergrund offenbar darum ging, «Weisse ab-
zustechen».

Bei dem Angriff, der sich gegen 2 Uhr morgens im 
Anschluss an eine private Feier ereignete, wurde 
dem 16jährigen Thomas die Kehle durchgeschnit-
ten, einem Wachmann sollen die Finger abgetrennt 
worden sein. Insgesamt 17 Verletzte lagen am Tat-
ort.
In der Schweiz berichtete die TA-Mediengruppe erst 
am 21.11.2023 über den Überfall im Département 
Drôme im Südosten Frankreichs: Eine «Horde Ju-
gendlicher aus einer Sozialbausiedlung», schreibt 
der linksliberale Medienverbund verunklarend, habe 

einen privaten Winterball gestürmt und griff aus 
«bislang unbekannten Gründen» zahlreiche Per-
sonen mit Messern an. Videos in den sozialen Me-
dien zeigen als Angreifer vor allem Jugendliche mit 
Migrationshintergrund. Die Bewohner des kleinen 
Ortes südlich von Lyon sind entsetzt.

Nach heftigen Debatten über die grausame Atta-
cke und die völlig aus der Kontrolle geratenen Mig-
rations-Situation sah sich auch der französische In-
nenminister Darmanin schliesslich gezwungen, zu 
dem Überfall Stellung zu nehmen. Kurz vor dem 
Trauermarsch für den getöteten 16-Jährigen be-
klagte er in einer Fernsehsendung die «Verrohung» 
der Gesellschaft.

Laut einem Artikel der Lokalzeitung «Le Dauphi-
ne Liberé» berichtete ein Überlebender des Mas-

sakers, die Angreifer hätten gerufen: «Wir wollen 
Weisse abstechen.» Die Organisatorin des Dorffes-
tes sagte: «Eine solche Gewalt haben wir noch nie 
erlebt.» Die Frau kritisierte auch die Mainstream-
Medien: sie sei schockiert, dass viele TV-Sender 
und Zeitungen den Angriff zunächst verschwiegen 
oder als «Schlägerei» am Ende eines Dorffestes ab-
taten. «Es war keine Schlägerei, es war ein Über-
fall», sagte sie: «Die Täter sind gekommen, um die 
Feiernden grundlos abzustechen.»

Einmal mehr sieht sich die französische Rechte sich 
in ihren schlimmsten Befürchtungen bestätigt. Ma-
rion Maréchal, Enkelin des Front-National-Grün-
ders Jean-Marie Le Pen, sprach von einer «bar-
barischen Meute»: «Der Rassismus gegen die 
Weissen schlägt fortan auch auf dem Lande zu», 
sagte die Spitzenkandidatin der Rechtspartei «Re-
conquête» für die Europawahlen. Ihre Tante Mari-
ne Le Pen (RN) äusserte, «niemand ist mehr si-
cher». «Dorffeste, Hochzeiten, Geburtstage: Seit 
einigen Jahren fallen Dörfer echten Razzien zum 
Opfer», so Le Pen.

Der kanadische Intellektuelle Mathieu Bock-Côté 
prophezeite im Fernsehsender Cnews, dem fran-
zösischen Pendant zum US-amerikanischen Nach-
richtensender Fox News: «Der Angriff hatte eine Di-
mension der Eroberung. Das nächste Mal werden 
sie in die Häuser eindringen.»

Von  
Stadtrat,  
aNationalrat  
Bernhard Hess, 
Bern

Crépol
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Sehr geehrte Verantwortliche im SECO und in den 
Kommissionen
Sehr geehrte Politiker und Politikerinnen

Erleichtertes Einreisen aus dem Erdbebengebiet 
der Türkei? Sicher nicht, das kommt nicht in Frage!
Wenn der türkische Staat in der Lage war, in kor-
rupter und grobfahrlässiger Art Baubewilligungen 
in stark gefährdeten Erdbebenzonen sowie reihen-
weise Statik-Pfusch zuzulassen, dann ist er auch in 
der Lage, für seine BürgerInnen Pässe auszustel-
len. Die Warnungen vieler kompetenter Bauexper-
ten waren ja deutlich genug...

Gebot der Gleichbehandlung: 
Dann müssten ja Einreisen leidender Menschen 
aus allen Katastrophengebieten der Welt erleichtert 
werden, also aus dem durch Brände geschädigten 
Chile, aus dem Chaos von Jordanien-Israel-Paläs-
tina, aus Syrien etc. , aus dem menschenrechtswid-
rigen Asien und aus ganz Afrika, wo Despoten seit 
Jahrzehnten nur in die eigenen Taschen wirtschaf-
ten und die zahlenmässig explodierenden Völker 
ausbeuten. Afrika wird aktuell angesichts des am 
Rande kaputt gehenden Europa verdrängt – da-
bei werden künftige Asylantenströme aus dem rie-

sigen Afrika und austrocknender Länder ganz Eu-
ropa überfluten. Das dauernde Elend im Mittelmeer 
ist nur ein warnender Anfang.

Fakten:
Die Schweiz kann nicht die ganzen Probleme der 
Welt auffangen. Wir fahren bereits heute in riesi-
ge strukturelle Staatsdefizite – Bundesrätin Keller-
Suter hat es deutlich aufgezeigt. Unsere Bevölke-
rungsdichte pro m2 fruchtbarer Boden ist weltweit 
gesehen eine der grössten! Unser Selbstversor-
gungsgrad für z.B. Lebens- und Futtermittel beträgt 
nur ca. 50%. Und Rohstoffe wie Fasern (für Klei-
dung), seltene Erden (für Hightech), Silizium (So-
larzellen), Erdölprodukte (für Kunststoffe und Ener-
gie) etc. haben wir überhaupt keine. Diesbezüglich 
sind wir zu 100% vom Ausland abhängig, und trotz-
dem lassen wir rasendes Bevölkerungswachstum 
durch Zuwanderung zu. Ein fahrlässiges Eigentor.

Die Zeiten des Wohlstands sind vorbei, unsere Kin-
der werden mit Schuldenbergen und hemmungslo-
ser Zuwanderung konfrontiert, was den relativen 
heutigen Wohlstand massiv schmälern wird.

Ueli Krasser, 6332 Hagendorn

Erleichtertes Einreisen

Spenden in WIR
Sie können Spenden an PIKOM 
auch in WIR tätigen. 
Spenden in WIR bitte BA an  
PIKOM, 5000 Aarau senden. 
PIKOM dankt herzlich für Ihre Unterstützung.
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Bevorstehendes EU-Verhandlungsmandat:

«Commun understanding» ist die Kapitula-
tionsurkunde der Schweiz
Von GS PRO SCHWEIZ, Werner Gartenmann 

Die überparteiliche Bewegung Pro Schweiz so-
wie das Parteiunabhängige Komitee PIKOM und 
die Schweizerische Vereinigung PRO LIBERTATE 
machen sich grosse Sorgen um die Zukunft der 
Schweiz. Wie zu erwarten war, unterstützt die Aus-
senpolitische Kommission des Nationalrat APK-N 
die institutionelle Anbindung der Gesetzgebung 
und Gerichtsbarkeit der Schweiz an die Europäi-
sche Union.

Die vertiefte Auseinandersetzung mit den vorlie-
genden Dokumenten wie dem «Commun under-
standig» beweist, dass es der Schweizer Regierung 
nicht gelang, grundsätzliche Interessen der Schweiz 
erfolgreich einzubringen. Unter dem Strich bleiben 
die materiellen Forderungen der EU aus dem 2021 
gestoppten Rahmenabkommen (InstA) bestehen 
und werden sogar noch ausgebaut.

Der mit viel «Begeisterung» propagierte Paketan-
satz entpuppt sich als «Luftschloss», ja als «Mo-
gelpackung» welche die Staatssäulen der Schweiz 
«EU-beitrittsreif» organisieren will.

•  Die EU fordert, dass der EU-Gerichtshof bei der 
Streitbeilegung abschliessende Entscheidungs-
behörde bleibt.

•  Die EU fordert für alle bestehenden und zukünf-
tigen Abkommen die «dynamisch–automatische» 
Übernahme von neuem EU-Recht.

•  Die EU fordert ein diktatorisches Sanktionsregime 
zur Bestrafung der Schweiz, wenn sich die direk-
te Demokratie der Schweiz nicht dem EU-Recht 
beugt.

•  Die EU fordert jährliche Netto-Zahlungen von der 
Schweiz.

•  Die EU fordert, dass die Schweiz die Unionsbür-
gerrichtlinie (UBRL) übernimmt.

Zudem befürchten PIKOM und  Pro Schweiz, dass 
der Bundesrat und seine EU-nahen Verwaltungs-
kreise alles daransetzen, die geplante institutionel-
le Anbindung am Stimmvolk – dem Souverän – vor-
beizuschleusen.

PIKOM, Pro Libertate und Pro Schweiz werden 
den institutionellen EU-Anschluss mit aller Kraft 
bekämpfen mit dem Ziel, die Eidgenossenschaft 
erfolgreich in die Zukunft zu führen und zwar ohne 
EU-Diktat.

Pro Schweiz, PIKOM und PRO LIBERTATE werden 
eine kommentierte Fassung des «Commun Under-
standing» veröffentlichen.

Dosierte Zuwande-
rung = tiefere Strom-
preise!
Parteien wie SP und Grüne wollen der Schweiz  die 
Eigenständigkeit in der Zuwanderungsfrage verwei-
gern. Automobilisten mit Diesel-und Benzin-Fahr-
zeugen, zahlen via Treibstoffzollzuschlag  an den 
Unterhalt der Strassen , auf den immer mehr Elek-
tro-Autos unterwegs sind. Die Längen der Staus 
nehmen dadurch eher noch zu! Die Fahrzeuglen-
ker mit herkömmlichen Verbrennermotoren subven-
tionieren gewissermassen die Akku-Fahrzeuge. Als 
Kleinkunde kann ich meinen Stromlieferanten nicht 
selber wählen, das ist nicht korrekt! Auch im Hin-
blick auf die Zunahme von Elektro-Fahrzeugen, ha-
ben sehr viele Stromanbieter zu viel teuren Strom 
eingekauft, den sie nun auf die Kundschaft abwäl-
zen wollen.
Erkennen Sie die Verlogenheit der politischen 
Linken!
Als logische Folge der uneingeschränkten Einwan-
derung wurde nun über einen Nationalstrassenaus-
bau entschieden, dagegen wurde das Referendum 
ergriffen, von genau jenen, welche für den Mehr-
verkehr auf unseren Strassen hauptsächlich ver-
antwortlich sind! Die Widersprüchlichkeit von Rot/
Grün ist offenkundig! Klimaschutz ist wichtig, geht 
aber nur durch wesentlich geringere Neuzuwande-
rung! Wählen Sie darum SVP!

Marcus Stoercklé jun., 4052 Basel

Die Fakten und warum 
sie wichtig sind. 

www.nebelspalter.ch/sommsmemo
NEBELSPALTER

Somms Memo. 
Täglich in Ihrer Mailbox.
Jetzt kostenlos abonnieren.
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Von  
Diana Gutjahr,
Nationalrätin SVP,
Amriswil (TG)

Asyl-Chaos in Amriswil: Ich 
fühle mich nicht mehr sicher

Seit bald 40 Jahren wohne ich zusammen mit 
meiner Familie in Amriswil. Hier bin ich auf-
gewachsen, habe die Schule besucht, mich in 
Vereinen und im Sport engagiert. Ich kann sa-
gen: Amriswil ist meine Heimat. Hier bin ich zu 
Hause. Hier habe ich mich sicher gefühlt. Lei-
der muss ich diesen letzten Satz in der Vergan-
genheitsform schreiben. Die Sicherheitslage hat 
sich drastisch verändert. Früher hatte man viel-
leicht alle paar Monate von einem Vorfall gele-
sen. Heute reihen sich die schlechten News im 
Wochentakt aneinander. Im Fokus ist dabei ins-
besondere der Bahnhof.

Asyl-Unterkunft neben Kindergarten
Neben den üblichen Randständigen und Krawall-
machern haben wir ein Problem mit den Asylan-
ten. Gleich zwei Notunterkünfte für abgewiesene 
Asylanten befinden sich im Umkreis von einem Ki-
lometer. Eine Unterkunft steht mitten im Zentrum 
von Amriswil, gleich neben einem Kindergarten. Ich 
frage mich schon: Was denkt man sich dabei, dass 
abgewiesene Asylbewerber im Stadtzentrum unter-

gebracht werden und hier monatelang, sogar jah-
relang bleiben? 
Drogenkonsum und Gewalt sind an der Tagesord-
nung. Wenn man sich in der Bevölkerung umhört – 
es brodelt und die zuständigen Behörden schauen 
weg. Ist das jetzt unsere neue Normalität? Wenn ich 
daran denke, dass unser Sohn in naher Zukunft in 
den Kindergarten kommt, läuft es mir kalt den Rü-
cken runter. Was wird ihn mal erwarten, wenn ich 
ihn nicht mehr beschützen kann? 

Taxifahrer spitalreif geschlagen
Und es geht hier nicht um harmlose Vorgänge. Ich 
denke dabei an Anfang Oktober zurück. Ich stand 
auf dem Perron und wartete auf den Zug nach Bern. 
Dann auf einmal ein lauter Knall. Ich spürte sofort, 
dass etwas nicht stimmt. Mit mulmigem Gefühl setz-
te ich mich in den Zug. Minuten später las ich die 
Push-Nachricht: Am Bahnhof Amriswil habe jemand 
mit einem Brecheisen auf ein Auto eingeschlagen. 
Jetzt im November wurden Jugendliche ausgeraubt 
und kurz darauf ein Taxifahrer von einem Nordaf-
rikaner mit einer Gürtelschnalle so stark am Arm 
verletzt, dass eine Vene zerplatzt ist und das Opfer 
notfallmässig ins Spital gebracht werden musste. 

Was läuft hier falsch? Ich fühle mich an meinem 
eigenen Ort nicht mehr sicher. Bei Dämmerung 
laufe ich nicht mehr durch die Strassen und lasse 
mich vom Bahnhof abholen. Wollen wir eine solche 
Schweiz? Müssen wir unser Leben anpassen, weil 
unsere Behörden dieses Asyl-Chaos zulassen? Ich 
will mich wieder frei und sicher fühlen. So wie ich 
mich als Kind gefühlt habe. 

Familiennachzug für  
Flüchtlinge
Die Anzahl der Flüchtlinge in der Schweiz, die den 
Ausweis B besitzen, ist innerhalb der letzten Jahre 
stetig angestiegen. Flüchtlinge mit dem Ausweis B 
haben ein Recht auf Familiennachzug und erhalten 
einen Flüchtlingspass nach der Genfer Flüchtlings-
konvention. Den Ausweis C erhalten Flüchtlinge fünf 
Jahre nach ihrer Einreise. Mehrere Organisationen 
lancieren regelmässig Kampagnen, um Druck auf 
die Politik auszuüben. Dazu gehört die Schweizeri-
sche Flüchtlingshilfe (SFH), eine Organisation mit 
starkem Finanzvolumen (Bilanzsumme 2021: CHF 
14’918’572). Sie verlangt, «den Zugang zu Famili-
enzusammenführungen zu erleichtern und die be-
stehenden Beschränkungen abzubauen». So soll 
vorläufig Aufgenommenen dasselbe Recht auf Fa-
milienzusammenführung gewährt werden wie aner-
kannten Flüchtlingen mit Asyl. Zudem will die SFH, 
dass der Familienbegriff ausgeweitet wird und über 

die Kernfamilie hinaus weitere Bezugspersonen für 
die Familienzusammenführung berücksichtigt wer-
den. Das bedeutet, dass der Kreis der Familienan-
gehörigen, bei denen ein Familiennachzug in Fra-
ge kommt, welche gemäss Schweizer Asyl- und 
Ausländerrecht klar bestimmt sind, erweitert wer-
den soll. Somit könnten zukünftig auch Geschwis-
ter, Tanten usw. zum Familiennachzug gehören. Be-
reits im Frühling 2018 lancierte sie eine Petition an 
den Bundesrat mit der Forderung, dass die Schweiz 
jährlich 10’000 mehr Flüchtlinge aufnehmen soll. 
Eine unkontrollierte und auffordernde Art, Migrati-
on zu fördern, wie z.B. durch die sogenannte «Will-
kommenskultur» in Deutschland, hat massive Aus-
wirkungen auf den inneren Frieden eines Landes. 
Wieviel «Multikulti» verträgt das eigene Land, be-
vor der innere Frieden gefährdet wird?
Zukunft CH, 8406 Winterthur, www.zukunft-ch.ch

Prügelnde Eritreer  
in Zürcher Wohn-
quartier
12 Verletzte befinden sich in Spitalpflege. Und wer 
bezahlt diese Rechnungen? Natürlich wir, die Steu-
erzahler!

Ernst Reutimann, 8303 Bassersdorf

Wer sind «wir»?
Nicht nur bei PIKOM, sondern auch bei anderen 
«heimatbedürftigen» Organisationen liest man 
«wir» wenn die indigene Minderheit in unserem 
Land gemeint ist.
Was kann man dagegen tun?
Ziemlich genau das Gegenteil, das Politiker vor-
schlagen. 
Nun kommt das Dogma, das alle Politiker, Unter-
nehmer und Journalisten gebetsmühlenartig wie-
derholen: Wir brauchen neue (zusätzliche) Arbeits-
plätze. 
Das stimmt überhaupt nicht. Wir haben mindes-
tens eine Million Arbeitsplätze zu viel. Der Club of 
Rome (Grenzen des Wachstums) stipulierte «Ar-
beitsplätze zu den Menschen statt Menschen zu 
den Arbeitsplätzen».
Neue Arbeitsplätze brauchen demzufolge nicht wir, 
sondern die Länder, aus welchen die ausländischen 
Arbeitnehmer in der Schweiz herkommen. 
Vielleicht brauchen wir andere, wenn möglich «er-
giebigere» Arbeitsplätze als die, welche wir haben, 
nur schon um die steigenden Kosten für Kranken-
kassen und Altersvorsorge ohne Einbussen beim 
gegenwärtigen Lebensstandard zu verkraften. 
Dabei wird aber geflissentlich übersehen, dass 
solche Arbeitsplätze, neuerdings etwa von Goog-
le, einen Rattenschwanz von untergeordneten Ar-
beitsplätzen nach sich ziehen, angefangen bei den 
Maurern für die erforderlichen Arbeits- und Wohn-
gebäude bis zum Spitalarzt und zu den Schulen 
für die Kinder. 
Die genannten Maurer, etwa aus dem Balkan, brau-
chen dann wiederum eine Kebab-Bude und speziel-
le Kurse für ihre Kinder, die nicht Deutsch können. 
Ich weiss nicht, wie viele zusätzliche Arbeitsplät-
ze ein neuer Arbeitsplatz generiert, vermute aber, 
dass es mindestens 3 sind. Die Einwanderung ist 
selbstverstärkend.

Thomas Schibl, 3006 Bern

Leserbriefe

www.pikom.ch



PA RT E I U N A B H Ä N G I G E S  I N F O R M AT I O N S K O M I T E E PIKOM INFO 1/2024 7

Von 
Martina Bircher,
Nationalrätin, Vize-
präsidentin PIKOM, 
Mitglied Staatpoliti-
sche Kommission, 
Mitglied der Arbeits-
gruppe Asyl und 
Sozialvorsteherin, 
Aarburg (AG)

Die Schweizerinnen und Schweizer haben 
genug von der schädlichen links-grünen 
Asyl- und Zuwanderungspolitik

Die SVP hat die Wahlen gewonnen, weil sie kon-
sequent die Probleme angesprochen hat, die die 
Schweizerinnen und Schweizer bewegen: Die 
masslose Zuwanderung und das Asyl-Chaos. Der 
Wählerauftrag ist glasklar: Das Volk will, dass wir 
die Zuwanderung begrenzen. Es merkt tagtäglich: 
Es kommen zu viele und die falschen Ausländer. 
Die Wähler haben auch genug von der Schönfärbe-
rei und den falschen Versprechen der Classe poli-
tique. Bei der Einführung der Personenfreizügigkeit 
prognostizierte der Bundesrat eine jährliche Netto-
Zuwanderung von bis zu 20’000 Personen. Heute 
sind es bis zu 80’000 Personen pro Jahr allein aus 
dem EU- und EFTA-Raum.

Zählt man den Asylbereich dazu, dann ist die 
Schweiz allein letztes Jahr um netto 180’000 Per-
sonen gewachsen. Das entspricht etwa der Ein-
wohnerzahl des Kantons Basel-Stadt. Man stelle 
sich die Infrastruktur vor, die dieses gigantische 
Wachstum benötigt. Auch dieses Jahr werden wir 
erneut ein Bevölkerungswachstum von 120’000 
oder 140’000 Personen erreichen. Die 9-Millionen-
Einwohnerschwelle haben wir bereits überschritten. 
Heute haben 40% der Schweizer Bevölkerung ei-
nen Migrationshintergrund. Werden wir Schweizer 
bald zur Minderheit im eigenen Land? 
 
Noch mehr Zuwanderung für  
Zugewanderte
Ja, die Schweiz braucht Zuwanderung. Aber jeder 
klar denkende Mensch merkt, dass die Schweiz in 
einer Zuwanderungsspirale gefangen ist: Um die 
Bedürfnisse der Zugewanderten nach Wohnraum, 
Schulbildung, Gesundheitsversorgung und vielem 
mehr zu befriedigen brauche es immer noch mehr 
Zuwanderung. Gerade im Gesundheitswesen sorgt 
dies für explodierende Kosten, denn all diese Per-
sonen haben ab dem ersten Tag Anspruch auf den 
gesamten Leistungskatalog der Krankenversiche-
rung – obwohl sie noch nie Prämien oder Steuern 
bezahlt haben. Die Krankenkassenprämien steigen, 
doch statt endlich die Zuwanderung zu begrenzen 
wollen die Linken, dass die Steuerzahler noch mehr 
Prämienverbilligung bezahlen müssen. 

Die grössten Verlierer sind unsere Kinder 
und Enkelkinder 
All die Zugewanderten brauchen Wohnraum, dabei 
haben wir heute schon zu wenig bezahlbare Woh-
nungen. All die Zugewanderten fahren Zug oder 
Auto. Die Folge: Wir stehen noch länger im Stau, 
der öV ist noch überfüllter. Es braucht noch mehr 
Strom. Würde man den Verbrauch der allein 2022 
Zugewanderten mit Windenergie decken, dann 
müssten 400 neue Windräder gebaut werden.

Die masslose Zuwanderung heisst auch mehr Kin-
der, also braucht es mehr Lehrer – die Folge ist ein 
Lehrermangel. Und die Tatsache, dass unsere Kin-
der in vielen Klassen in der Minderheit sind. Die 
Mehrheit spricht keine unserer Landessprachen, El-
ternabende findet heute mit Dolmetschern statt. Für 
mich zeigt sich: Die grössten Verlierer der völlig fehl-
geleiteten Asyl- und Zuwanderungspolitik von Mit-
te-Links sind unsere Kinder und Enkelkinder. Oder 
glauben Sie, dass unsere Kinder einen qualitativ gu-
ten Schulunterricht erhalten, wenn 80% der Schüler 
keine Landessprache mehr sprechen?
 
Einwanderung in den Sozialstaat 
Ich kann es nicht mehr hören, wenn es heisst: «Die 
Wirtschaft braucht Fachkräfte.» Dieser Fachkräfte-
mangel ist hausgemacht, heute kommen zu vie-
le und die falschen Ausländer. Eine Rumänin fin-
det einen 60%-Job im Burger King, verdient 1’700 
Franken netto. Dank der gelobten Personenfreizü-
gigkeit erhalten sie, ihr Mann und ihre drei Kinder 
eine Aufenthaltsbewilligung für 5 Jahre, können die 
Infrastruktur, die Schulen und unser Gesundheits-
wesen in Anspruch nehmen. Und weil das Einkom-
men nicht reicht, erhalten fünf Personen vollum-
fänglich Prämienverbilligung! Viele wandern direkt 
in den Sozialstaat ein. 
Auch das von Mitte-Links verantwortete Asyl-Chaos 
wird immer schlimmer. Unsere eigene Bevölkerung 
wird aus den Wohnungen geschmissen, um Platz 
für vorläufig Aufgenommene zu schaffen! Der Fall 
von Windisch im Kanton Aargau sorgte schweiz-
weit für Negativschlagzeilen. Dabei ist diese «vor-
läufige Aufnahme» nichts anderes als ein Etiketten-
schwindel. Das sind keine Flüchtlinge im Sinne des 
Gesetzes, sondern Personen, die einen negativen 
Asylentscheid haben und die Schweiz eigentlich 
verlassen müssten. Weil Mitte-Links das Asylsys-
tem aber derart aufgeweicht hat, dürfen Zehntau-
sende dieser Schein-Flüchtlinge trotzdem hierblei-
ben.

Schengen-Dublin ist gescheitert. Die EU-Aussen-
grenzen werden nicht geschützt, in Lampedusa 
kommen innert 24 Stunden bis zu 6’000 Migranten 
an – alle auf der Suche nach einem besseren Le-

ben an den vollen Honigtöpfen unseres grosszügi-
gen Sozialstaates. SP-Bundesrätin Baume-Schnei-
der weigert sich, Grenzkontrollen einzuführen und 
gefährdet so die Sicherheit der eigenen Bevölke-
rung.Während unsere Nachbarstaaten Frankreich, 
Österreich und auch Deutschland schon seit Mo-
naten Grenzkontrollen haben. Dublin-Rückschaf-
fungen nach Italien funktionieren seit einem Jahr 
nicht mehr. Statt zu handeln, schickt die Schweiz 
noch mehr von unserem Geld nach Italien. Und statt 
abgelehnte Asylanten konsequent auszuschaffen, 
will Bundesrätin Baume-Schneider via UNO-Re-
settlement-Programm noch mehr Asylanten in die 
Schweiz einfliegen. Auch hier handelt es sich nicht 
um Flüchtlinge, sondern um Asylmigranten, die seit 
Monaten oder Jahren in Flüchtlingscamps beispiels-
weise in Griechenland leben und dann von Hilfs-
werken ausgesucht werden, damit sie ein schöne-
res Leben in der Schweiz bekommen. 
 
Bundesrat sabotiert Lösungen –  
Bürgerliche gefordert 
Doch damit nicht genug: Bundesrätin Baume-
Schneider weigert sich, das vom Parlament be-
schlossene Reiseverbot für Asylanten in Kraft zu 
setzen. Diese können damit immer noch ungeniert 
dort Ferien machen, wo sie angeblich an Leib und 
Leben bedroht sind.
Besonders haarsträubend: Die SP-Bundesrätin hat 
heimlich und eigenmächtig die Asylpraxis geändert. 
Neu sollen alle afghanischen Frauen als «echte» 
Flüchtlinge anerkannt werden. Das ist wie ein Sech-
ser im Lotto: Wer als Flüchtling anerkannt ist, erhält 
gleich viel Sozialhilfe wie die Schweizer Bevölke-
rung und kann sofort die Familie, Männer und Söh-
ne, nachziehen. Für die Schweiz heisst das: Noch 
mehr Sozialhilfeempfänger, noch mehr Kriminali-
tät, noch mehr Integrationsverweigerer und noch 
mehr terroristische Gefährder. Bundesrätin Baume-
Schneider, meine Damen und Herren, ist ein Sicher-
heitsrisiko für die Schweizer Bevölkerung!
 
Das Fazit ist offenkundig, ich kann es nicht genug 
wiederholen: Es kommen zu viele und die falschen 
Ausländer in die Schweiz! Das gilt sowohl für die 
ordentliche Zuwanderung wie für das Asylwesen. 
Der Wählerauftrag aber ist klar: Die Schweizerin-
nen und Schweizer haben die Nase voll. Sie wol-
len bei der Zuwanderungspolitik und bei der Asyl-
politik einen Kurswechsel.
Auch nach den für uns erfolgreichen Wahlen ist ein 
Kurswechsel nur möglich, wenn die anderen bürger-
lichen Parteien, namentlich FDP und Mitte, bereit 
sind, den Wählerwillen umzusetzen, statt wie bis an-
hin die Lösungen der SVP zu verweigern. Nur wenn 
wir selber steuern, haben wir eine Zuwanderung, 
die unserem Land und unserer Bevölkerung nützt.
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Rund 30’000 Personen stellten 2023 in der Schweiz 
ein Asylgesuch. Für 2024 rechnet der Bund mit 
ähnlichen Zahlen.
Staatssekretariat für Migration (SEM), 05.01.24

Zudem halten sich rund 66’000 Menschen aus der 
Ukraine in der Schweiz auf. Diese Zahl ist kons-
tant, da etwa gleich viele Ukrainer Schutz suchen 
wie ausreisen.
SRF, 05.01.24

Ein plötzlich auftretender Mob von mehreren hun-
dert Linksextremisten hat in der Neujahrsnacht 
2023/24 in Kleinbasel zwei Polizeikorpsangehö-
rige angegriffen. Am Polizeiauto entstand grosser 
Sachschaden.
BaZ, 03.01.24

Gemäss dem deutschen Bundesinnenministerium 
haben jährlich seit 2017 mehr als 1’000 Frauen 
einen sexuellen Übergriff erlebt. Man muss so-
mit in der BRD von mindestens 7’000 weiblichen 
Opfern seit Merkels Grenzöffnung 2015 ausgehen.
NZZ, 29.12.23

Allein im September 2023 haben die Behörden in 
den USA 270’000 Migranten angehalten, welche 
die Südgrenze überquerten. Auch im Oktober und 
November 2023 waren es noch knapp 200’000.
SDA, 21.12.23

Die Überlastung der Schweizer Justiz hat drama-
tische Ausmasse erreicht: So sind im letzten Jahr 
weit über 500’000 neue Fälle bei den kantonalen 
Staatsanwaltschaften eingegangen.
SDA/BaZ, 20.12.23

In den ersten neun Monaten des vergangenen Jah-
res sind 186’000 Personen über das Mittelmeer 
nach Europa gelangt. Italien verzeichnet eine Er-
höhung von 83 % zum Vorjahreszeitraum.
BZ, 20.12.23

Die Kantonspolizei Uri hat am 15.12.2023 einen 
Lieferwagen mit 14 Syrern im Laderaum ge-
stoppt, welche in Polizeigewahrsam genommen 
wurden. 
SDA/BaZ, 16.12.23

Im Jahre 2024 soll in der Schweiz 1,1 Milliarden 
Franken für die Sozialhilfe im Asylwesen zur Ver-
fügung gestellt werden.
SDA, 11.12.23

Bundesrat Cassis schlägt der Landesregierung vor, 
über zehn Jahre 6 Milliarden Franken für die Uk-
raine vorzusehen. Dies bedeutet für jeden Einwoh-
ner knapp 700 Franken in zehn Jahren.
BZ, 07.12.23

Die Schweiz will sich weiterhin finanziell am Schutz 
der Schengen-Aussengrenze beteiligen und ge-
währt einen Betrag von 300 Millionen Franken 
über eine Laufzeit von sieben Jahren.
Der Bund, 06.12.23

Seit Jahren zeigt die Leistungskurve der Schweizer 
Schüler nach unten. Ein Viertel der Jugendlichen 
liest gemäss neuster Pisa-Studie schlecht. Jeder 
vierte Schulabsolvent kann nach neun Schuljahren 
nicht richtig und verständig lesen.
Weltwoche, 06.12.23

Paris mobilisiert gegen mögliche Terrorakte: 45’000 
Beamte sollen an der Eröffnungsfeier der Olym-
pischen Spiele 2024 eingesetzt werden. 
TA, 05.12.23

Die neusten Kriminalitäts-
zahlen
Von Thomas Matter, Nationalrat, Meilen 

Die neueste Kriminalstatistik vom Bund ist alarmie-
rend: Vor allem die schweren Gewaltverbrechen 
zeigen einen historischen Höchststand. Die Zahl an 
Gewaltdelikten durch Ausländer hat um rund 15,5 
Prozent zugenommen. Es gibt aber auch immer 
mehr Einbrüche. Lesen Sie hierzu meinen Kom-
mentar.
 
Nein, erfreulich ist es nicht, was unser Bundes-
amt für Statistik jeden Frühling neu verkündet: Die 
schwere Kriminalität nimmt regelmässig massiv zu. 
2022 hatten wir mehr als 14 Prozent mehr Tötungs-
delikte, Vergewaltigungen und Körperverletzungen 
als im Vorjahr. Die Kommunikation der kantonalen 
Polizeikommandanten erklärt das generell mit einer 
gesunkenen Hemmschwelle und mit einer anony-
meren «Gesellschaft».
 
Natürlich, es ist wieder einmal die «Gesellschaft». 
Die Frage ist nur: Welche Gesellschaft? Die Ge-
walttaten, die durch Ausländer verübt wurden, ha-
ben um 15,5 Prozent zugenommen. Davon sind 
mehr als die Hälfte Ausländer ohne Aufenthaltsbe-

willigung. Neben dem EU-Asylvertrag von Dublin 
funktioniert also auch der EU-Kriminalitätsvertrag 
von Schengen überhaupt nicht. Wir haben nämlich 
seither unkontrollierte, weit offene Grenzen.
 
In der Schweiz sind 2022 86’693 Personen einer 
Straftat beschuldigt worden. Davon sind fast die 
Hälfte Ausländer. Wir dürfen aber nicht vergessen, 
dass allein in den letzten 10 Jahren rund 400’000 
Personen einbürgert wurden. Ich höre von Bezirks-
gefängnissen, dass oft wochenlang 100 Prozent der 
Insassen einen Migrationshintergrund haben! Der 
Kriminalitätsanstieg ist auch eine Folge der nicht 
umgesetzten SVP-Ausschaffungsinitiative. Die al-
banische und die nigerianische Mafia kontrollieren 
grosse Teile vom Drogenhandel und bringen krimi-
nelles Geld in den Wirtschaftskreislauf ein: In Im-
mobilien, Kleinbetrieben, Restaurants und in den 
Autohandel.
 
Als positiv wird behauptet, die Jugendkriminalität sei 
ein wenig zurückgegangen. Ich denke, ich kenne 
den Grund. Es werden bei den Jungen einfach man-
che Delikte nicht mehr verfolgt, die früher noch zur 
Anzeige gekommen sind. Allein am Hauptbahnhof 

Zürich sind die zivilen Patrouillen durch gleich vie-
le Polizeipatrouillen verstärkt worden, weil dort im-
mer mehr Gewalttaten und Verhaftungen passieren. 
Und wenn jetzt die Medien behaupten, die Schweiz 
sei ja immer noch sicher: Ja, das mag sein, wenn 
wir uns mit Burkina Faso, dem Jemen oder Soma-
lia vergleichen! Doch unsere Medien winken ab und 
verharmlosen: Im Artikel über die Ostschweizer Kri-
minalität im «20Minuten» des Journalisten Ammar 
Jusufi suchen Sie das Wort Ausländer vergeblich. 
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